In aller Stille: Bundestag ändert Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz

Abgeordnete lassen Debatte ausfallen / Sozialverbände kritisieren eingeschränkte Berufungsmöglichkeiten

Berlin. Donnerstagabend kurz vor halb acht im Deutschen Bundestag. Die Stuhlreihen im Plenum haben sich gelichtet, die Medienvertreter längst alle Kameras und Notizblöcke eingepackt. Da ihnen sowieso keiner mehr zuhört, entscheiden die Fachpolitiker aller Parteien übereinstimmend, die Debatte zur Änderung des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes ausfallen zu lassen und stattdessen ihre Reden lediglich zu Protokoll zu geben.

So wurden am späten Abend mit den Stimmen der Koalition und der FDP in aller Stille beschleunigte Verfahren vor Arbeits- und Sozialgerichten beschlossen, um besser mit der Klagewelle gegen die Arbeitsmarktreform Hartz IV fertig zu werden. Dass diese Gesetzesänderung einige gravierende Nachteile für die betroffenen Kläger aufweist, bekam so fast keiner mit. Auch die Linkspartei, die sich sonst als Speerspitze der sozialen Gerechtigkeit präsentiert, hielt sich dezent zurück. Natürlich kritisiere man die Änderungen, sagte Parteisprecher Hendrik Thalheim. „Wir wollten aber nicht als einzige das Wort ergreifen. Das hätte sowieso kein Medium mehr wahrgenommen.“
Um die Verfahren an den mit Klagen überlasteten Sozialgerichten zu vereinfachen, ist künftig unter anderem eine Revision in der zweiten Instanz für die Bürger erst ab einem Streitwert von 750 statt wie bislang 500 Euro zulässig. Das bedeutet konkret, dass vielen Beziehern von Hartz IV der Weg in die zweite Instanz versperrt ist, da es in Streitigkeiten um das Alg II meist um Beträge unterhalb von 750 Euro geht.

Der Sozialverband Deutschlands (SoVD) kritisierte dies als falsches Signal, das den Rechtsschutz der Kläger beschneide. Der Rechtsschutz werde ausgerechnet für die Menschen ausgehöhlt, die auf Sozialleistungen existentiell angewiesen seien. „Die große Koalition geht mit dieser Entscheidung über das mehrheitliche Votum der Sachverständigen in der Anhörung hinweg, die vor einer zu hohen Hürde gewarnt hatten“, sagte die Vizepräsidentin des SoVD, Marianne Saarholz. Es sei außerdem unverständlich, dass nun für Sozialgerichtsverfahren ein höherer Schwellenwert gelte als für zivilrechtliche Verfahren, wo dieser bei 600 Euro liege. 

Auch der sozialpolitische Sprecher der Grünen-Fraktion, Markus Kurth, kritisierte, die Koalition hobele mit dem Gesetz am sozialen Rechtsstaat. „Die neuen Verfahrenregelungen schränken auch die Rechte von Schwerbehinderten ein, da neue medizinische Gutachten künftig vom Richter abgelehnt werden können.“
Der Bundesrat wird sich voraussichtlich im März mit dem Gesetzesbeschluss befassen. Die Neuregelung bedarf jedoch nicht der Zustimmung der Länderkammer.
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